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Möglichkeit mehrmals täglich, mit einem tensidhal-
tigen Reinigungsmittel gereinigt werden.

Darüber hinaus sind die Hygienehinweise des Kultus-
ministeriums in ihrer jeweils gültigen Fassung zu be-
achten. 

(2) Die Nutzung der Schulen für nichtschulische Zwe-
cke ist untersagt, soweit sie nicht nach den Regeln der 
Corona-Verordnung Schule gestattet ist.

(3) Bei dem gemeinsamen Verzehr von Speisen ist 
sicherzustellen, dass

1.	die Plätze so angeordnet werden, dass ein Abstand 
von mindestens 1,5 Metern zwischen den Tischen 
besteht, und

2.	Stehplätze so gestaltet sind, dass ein Abstand von 
mindestens 1,5 Metern zwischen den Personen ge-
währleistet ist.«

2.	§ 1 a wird wie folgt gefasst:

»§ 1 a

Betrieb der Kindertageseinrichtungen und Kinder­
tagespflegestellen unter Pandemiebedingungen

(1) An den Kindertageseinrichtungen ist ein Regelbe-
trieb nach Maßgabe der folgenden Absätze gestattet. 
Die Betreuung erfolgt in der Einrichtung, die das Kind 
bisher besucht hat, in konstanten Gruppen. 

(2) Zwischen den in der Einrichtung tätigen sowie zu 
anderen in der Einrichtung anwesenden volljährigen 
Personen ist ein Abstand von mindestens 1,5 Metern 
zu wahren. Zu den und zwischen den in der Einrich-
tung betreuten Kindern gilt das Abstandsgebot nach 
Satz 1 nicht. 

(3) Die Entscheidung ob und in welchem Umfang ein 
Kind wieder am Betrieb der Einrichtung teilnehmen 
kann, trifft deren Leitung. Der Betreuungsumfang kann 
hinter den betriebserlaubten Zeiten zurückbleiben.

(4) Steht die sich aus dem Mindestpersonalschlüssel 
der Kindertagesstättenverordnung in der jeweils gel-
tenden Fassung ergebende Mindestpersonalanzahl 
pandemiebedingt nicht zur Verfügung, kann diese um 
bis zu 20 vom Hundert unterschritten werden, sofern 
die Wahrnehmung der Aufsichtspflicht dennoch unein-
geschränkt möglich ist. Wird die Mindestpersonal
anzahl um mehr als 20 vom Hundert unterschritten, ist 
insoweit Ersatz durch eine geeignete Erziehungs- und 
Betreuungsperson erforderlich. Die Unterschreitung 
des Mindestpersonalschlüssels ist dem Kommunalver-
band für Jugend und Soziales Baden-Württemberg 
(KVJS) anzuzeigen. Darüber hinaus kann mit Zustim-
mung des KVJS von den Höchstgruppengrößen abge-
wichen werden. 

(5) Der Betrieb von Teilen der Einrichtung ist in ande-
ren als den im Antrag auf Erteilung der Betriebser-
laubnis genannten Räumlichkeiten zulässig, sofern der 

Vierte Verordnung der Landesregierung  
zur Änderung der Corona-Verordnung

Vom 16. Juni 2020

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit den § 28 Absatz 1 
Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) 
geändert worden ist, wird verordnet:

Artikel 1

Änderung der Corona-Verordnung

Die Corona-Verordnung vom 9. Mai 2020 (GBl. S. 266), 
die zuletzt durch Verordnung vom 9. Juni 2020 (notver-
kündet gemäß § 4 des Verkündungsgesetzes und abruf-
bar unter http://www.baden-wuerttemberg.de/corona-ver-
ordnung) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	§ 1 wird wie folgt gefasst:

»§ 1

Einschränkung des Betriebs an Schulen

(1) Der Betrieb der öffentlichen Schulen sowie der 
Schulen in freier Trägerschaft einschließlich der 
Grundschulförderklassen und Schulkindergärten ist 
gestattet, sofern dies unter Wahrung folgender Grund-
sätze des Infektionsschutzes und den durch die Ver-
ordnung des Kultusministeriums nach § 1 d für die 
Wiederaufnahme des Betriebs (Corona-Verordnung 
Schule) oder den durch Verordnung des Sozialministe-
riums nach § 1 d Absatz 2 getroffenen Bestimmungen 
möglich ist:

1. 	es ist der in der Corona-Verordnung Schule in der 
jeweils geltenden Fassung festgelegte Abstand zwi-
schen den Personen einzuhalten (Abstandsgebot), 

2. 	der tägliche Betriebsbeginn, das tägliche Betrieb-
sende und die Pausen sollen insbesondere durch 
eine zeitliche Staffelung so organisiert werden, dass 
das Abstandsgebot und eine Trennung von Schüler-
gruppen eingehalten werden können,

3. 	die Ausstattung der Einrichtung muss gewährleis-
ten, dass die erforderlichen Hygienemaßnahmen 
durchgeführt werden können, insbesondere müssen

a) 	ausreichende Gelegenheiten zum Waschen der 
Hände bestehen und ausreichend Hygienemittel 
wie Seife und Einmalhandtücher zur Verfügung 
stehen; sofern dies nicht gewährleistet ist, müs-
sen Handdesinfektionsmittel zur Verfügung ge-
stellt werden,

b) 	alle Räume mehrmals täglich für einige Minuten 
gelüftet werden,

4. 	die Reinigung der Einrichtung muss täglich erfol-
gen, Handkontaktflächen müssen regelmäßig, nach 
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	 g)  Absatz 9 wird aufgehoben. 

4.	§ 1 c wird wie folgt gefasst:

»§ 1 c

Ausschluss von der Teilnahme, Betretungsverbot

(1) Ausgeschlossen von der Teilnahme an dem Betrieb 
der Einrichtungen nach §§ 1 und 1 a und von der er-
weiterten Notbetreuung nach § 1 b sind Schülerinnen 
und Schüler sowie Kinder,

1.	die in Kontakt zu einer infizierten Person stehen 
oder standen, wenn seit dem Kontakt mit einer infi-
zierten Person noch nicht 14 Tage vergangen sind, 
oder

2.	die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte 
Temperatur oder Störungen des Geruchs- und Ge-
schmackssinns aufweisen, oder

3. 	entgegen der Aufforderung der Einrichtung die Er-
klärung nach Absatz 2 nicht vorgelegt haben. 

(2) Die Erziehungsberechtigten, deren Kind eine Kin-
dertageseinrichtung, einen Schulkindergarten, eine 
Grundschulförderklasse, eine Grundschule oder die 
entsprechende Stufe eines SBBZ besuchen, geben 
nach Aufforderung durch die Einrichtung eine Erklä-
rung ab, dass 

1.	keiner der Ausschlussgründe nach Absatz 1 Num-
mern 1 und 2 vorliegt,

2.	sie die Einrichtung umgehend informieren, sofern 
solche Ausschlussgründe nachträglich eingetreten 
sind,

3.	sie ihr Kind bei Auftreten von Krankheitsanzeichen 
während des Unterrichts oder der Betreuung umge-
hend aus der Einrichtung abholen.

Die Einrichtungen fordern diese Erklärung vor dem 
Zeitpunkt der Aufnahme des Betriebs ohne Abstands-
gebot sowie nach Ferientagen ein.

(3) Schülerinnen und Schüler sowie Kinder, denen die 
Teilnahme am Betrieb durch die Einrichtung oder 
Tagespflegestelle noch nicht wieder gestattet wurde, 
unterliegen einem Betretungsverbot. Die Personen
sorgeberechtigten haben für die Beachtung der Betre-
tungsverbote zu sorgen.«

5.	§ 1 d wird wie folgt geändert:

a)  Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

	 »1. � den Betrieb nach den §§ 1 und 1 a sowie die er-
weiterte Notbetreuung nach § 1 b lageentspre-
chend auszuweiten oder einzuschränken und 
die einzuhaltenden Hygiene- und Abstands
regeln hierfür festzulegen,«

b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

	 »(2) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 
IfSG ermächtigt, durch Rechtsverordnung den Be-
trieb an Pflegeschulen, an Schulen für Gesundheits-

Träger gegenüber dem KVJS erklärt, dass von den 
baulichen Gegebenheiten und der Ausstattung der 
Räume keine Gefährdungen für die Kinder ausgehen. 

(6) Die gemeinsamen Schutzhinweise für die Betreu-
ung in Kindertagespflege und Kindertageseinrich
tungen während der Coronapandemie des KVJS, der 
Unfallkasse Baden-Württemberg und des Landesge-
sundheitsamtes in ihrer jeweils gültigen Fassung sind 
umzusetzen. 

(7) Der Betrieb der Kindertagespflegestellen ist ge-
stattet, sofern

1.	die Schutzhinweise gemäß Absatz 6 in ihrer jeweils 
gültigen Fassung umgesetzt werden,

2.	zwischen den in der Einrichtung anwesenden Er-
wachsenen, soweit sie nicht zum gleichen Haushalt 
gehören, ein Abstand von mindestens 1,5 Metern 
gewährleistet ist.

3.	§ 1 b wird wie folgt geändert:

	 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »(1) Für Schülerinnen und Schüler in den Klas-
senstufen 5 bis 7 an den auf der Grundschule 
aufbauenden Schulen sowie der entsprechenden 
Klassenstufen der Sonderpädagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentren (SBBZ), soweit sie 
noch nicht wieder am Betrieb der Einrichtung 
teilnehmen, wird eine erweiterte Notbetreuung 
eingerichtet.«

	 b)  Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen.

	 c) � In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe »nach § 1 
Absatz 1 oder § 1 a« gestrichen.

	 d)  Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

	 »(5) Die in der erweiterten Notbetreuung zuläs-
sige Gruppengröße beträgt höchstens die Hälfte 
des für die Regelklassen der jeweiligen Schulart 
maßgeblichen Klassenteilers. Die Hygienehin-
weise des Kultusministeriums für die Schulen in 
ihrer jeweils gültigen Fassung sind zu beachten. 
Die Einrichtungsleitung kann im Benehmen mit 
dem Träger der Einrichtung und der Gemeinde 
die Gruppengröße reduzieren, sofern dies erfor-
derlich ist, um diese Hygienehinweise einzuhal-
ten. Beim gemeinsamen Verzehr von Speisen ist 
sicherzustellen, dass ein Abstand von mindes-
tens 1,5 Metern zwischen den Tischen besteht 
und die Stehplätze so gestaltet sind, dass ein Ab-
stand von mindestens 1,5 Metern zwischen den 
Personen gewährleistet ist.«

	 e)  Absatz 6 wird aufgehoben.

	 f)  Absatz 8 wird wie folgt geändert:

	 aa) � Die Angabe »Satz 1« wird durch die Angabe 
»Satz 2« ersetzt.

	 bb)  In Nummer 4 werden nach der Angabe 
»§ 1 a« die Wörter »und Absatz 1« eingefügt.
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fachberufe und für Tätigkeiten im Rettungsdienst 
und an Fachschulen für Sozialwesen im Zuständig-
keitsbereich des Sozialministeriums lageentspre-
chend auszuweiten oder einzuschränken sowie die 
einzuhaltenden Maßnahmen zum Infektionsschutz 
festzulegen.«

6. 	In § 2 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe »§ 1 Absatz 4« 
durch die Angabe »§ 1 Absatz 3« ersetzt.

7. 	In § 4 Abs. 6 Satz 2 wird die Angabe »§ 1 Absatz 2 
Satz 1 sowie § 1 Absatz 4« durch die Angabe »§ 1 Ab-
satz 1 Satz 1 sowie § 1 Absatz 3« ersetzt.

8.	In § 7 wird nach der Angabe »§ 1 a Absatz 1 die An-
gabe »und 7« eingefügt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 29. Juni 2020 in Kraft.

stuttgart, den 16. Juni 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Strobl	 Sitzmann

	 Dr. Eisenmann	 Bauer	

	 Untersteller	 Dr. Hoffmeister-Kraut

	 Lucha	 Hauk

	 Hermann

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 16. Juni 2020 
durch öffentliche Bekanntmachung des Staatsministe­
riums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungs­
gesetzes.


